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OBERLANDESGERICHT FRANKFURT AM MAIN

BESCHLUS$

ln der Bußgeldsache

gegen
geboren am
wohnhaft:

Verteidiger:

wegen Ve rke h rso rdn un g swid rig ke it

hat das Oberlandesgericht Frankfurt am Main - Senat für Bußgeldsachen -
durchden Einzelrichteram3. September2014 bes ch los sen:

Der Zulassungsantrag des Betroffenen gegen das Urteil des Amtsge-

richts Darmstadt vom 11. Dezember 2013 wird verwofen, weil eine

Nachprüfung der Entscheidung weder zur Fortbildung des sachlichen

Rechts noch wegen Versagung des rechtlichen Gehörs geboten ist ($ 80

Abs. 1, 2 OW|G).

Damit gilt die Rechtsbeschwerde als zurückgenommen ($ B0 Abs. 4 S. 4

owiG).

Die Kosten des Verfahrens hat der Betroffene zu tragen ($$ 473 Abs. 1

SIPO, 46 Abs. 1 OWIG).
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Gründe:

Die aufgeworfene Rechtsfrage inwieweit Ordnungsbehörden private Firmen bei
der Verkehrstlberwachung hinzuziehen dürfen, ist obergerichflich seit langer
Zeit geklät1. Der Senat vertritt seit mindestens 1g95 (vgl. NJW 1g95, 2570) in
ständiger Rechtsprechung (vgl, für viele: NStz-RR 2003, 342) die Ansicht, dass.
auch bei Verkehrsilberwachung, wie im strafrechtlichen Ermitgungsverfahren
auch' die Hinzuziehung privater Firmen möglich ist. Die Ordnungsbehörde muß
allerdings Herrin des Verfahrens bleiben. Konkret bedeutet dies, dass sie die
Kontrolle über die Ermittlungsdaten, die der Entscheidung der Ordnungsbehör-
de über die Durchführung eines Bußgeldverfahrens zu Grund liegen, was in der
Regel die Meßdaten des Verkehrsüberwachungsgeräts sein dijrften, behalten
rnuß' Und sie muß Herrin über die Entscheidung bleiben,,ob und gegen wen sie
ein Bu ßgeldverfahren einleitet,

Genau dies hat das Tatgericht vorliegend beachtet und im Urteil dezidierl dar-
gelegt.

Dass die von der Ordnungsbehörde erhobenen und bei ihr gespeicherten Daten
zu einer,,unverbindlichen Vorauswahl" verschlüsselt an eine private Firma ver-
sandt worden und von dieser nach einer entsprechenden Vorauswertung voll-
ständig zurtickgesandt worden sind, wobei möglicherweise unvenryertbare Da-
ten rot unterlegt wurden, steht dem nicht entgegen, zumal es die Betroffenen
nur begünstigt, Die Ordnungsbehörde ist trotz dieser Hilfstätigkeit Herrin des
Verfahrens geblieben. Sie ist Herrln der Daten und entscheidet ob und gegen
wen sie ein Verfahren einleitet.

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass dezeit gemäß zi,tt. z.z. und 4.2. des
Erlasses HMdluS,,Verkehrsübenryachung durch öffentliche Ordnungsbehörden
und Polizeibehörden" vom 06.01,2006 i.V,m. S$ 24,24a stVG; S sa Zuwei_
sungsVO vom 18'07.2005, nur Bedienstete mit der Bedienung des Verkehrs-
übenruachungsgeräts beauftragt sind, die an der Hessischen polizeischule hier-
für entsprechend ausgebildet wurden, Dies stellt sicher, dass die Bediensteten,
die Daten auch selber auswerten, und damit ihrer Funktion als,,Herrin des Ver-
fahrens" auch nachkommen können.



,soweit die Verteidigung einen anderen, als den festgestellten $achverhalt vorr

trägt, ist sie auf die Erhebung einer zulässigen Verfahrensrüge veruriesen. Dies

ist vorliegend nicht erfolgt.

Dr" Teßmer
Richter am Ob-erlandesgericht
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